
Allgemeine Verkaufs- und Lieferbedingungen
der ARNOLD GmbH + Co. KG, Markgrafenstraße 6, 58332 Schwelm

– Stand: 9. Juli 2026 –

Diese Bedingungen gelten ausschließlich gegenüber Unternehmern (§ 14 BGB), juristischen Personen des öffentlichen  
Rechts und öffentlich-rechtlichen Sondervermögen. Sie gelten nicht gegenüber Verbrauchern.

§ 1 Geltungsbereich

(1) Diese Allgemeinen Verkaufs- und Lieferbedingungen (nachfolgend „Bedingungen“) gelten für alle Verträge 
über Lieferungen und Leistungen der ARNOLD GmbH + Co. KG, Markgrafenstraße 6,  58332 Schwelm 
(nachfolgend „wir“ oder „uns“), insbesondere über die Fertigung und Lieferung von Flanschen, Dreh- und 
Frästeilen, Zuschnitten, Schmiedeteilen, Ringen und Scheiben sowie über Lohnfertigungsleistungen.

(2) Unsere Bedingungen gelten nur, wenn der Besteller Unternehmer (§ 14 BGB), eine juristische Person des 
öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen (§ 310 Abs. 1 BGB) ist.

(3) Unsere Bedingungen gelten ausschließlich. Entgegenstehende, abweichende oder ergänzende Allgemeine 
Geschäftsbedingungen des Bestellers werden nur dann und insoweit Vertragsbestandteil, als wir ihrer Geltung 
ausdrücklich in Schrift- oder Textform zugestimmt haben. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in jedem Fall,  
insbesondere auch dann, wenn wir in Kenntnis der Bedingungen des Bestellers die Lieferung vorbehaltlos 
ausführen.

(4) Unsere Bedingungen gelten in ihrer jeweils aktuellen Fassung als Rahmenvereinbarung auch für künftige 
Verträge mit demselben Besteller, ohne dass wir in jedem Einzelfall erneut auf sie hinweisen müssen. Die 
jeweils aktuelle Fassung ist unter www.flanschen-arnold.de abrufbar und wird auf Wunsch übersandt.

(5) Im  Einzelfall  getroffene  individuelle  Vereinbarungen  (einschließlich  Nebenabreden,  Ergänzungen  und 
Änderungen)  haben  Vorrang  vor  diesen  Bedingungen.  Für  den  Inhalt  derartiger  Vereinbarungen  ist, 
vorbehaltlich des Gegenbeweises, ein Vertrag in Schriftform bzw. unsere Bestätigung in Textform maßgebend.

(6) Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Bestellers in Bezug auf den Vertrag (z. B. Fristsetzung, 
Mängelanzeige,  Rücktritt,  Minderung)  sind  in  Schrift-  oder  Textform  (z.  B.  Brief,  E-Mail)  abzugeben. 
Gesetzliche Formvorschriften und weitere Nachweise, insbesondere bei Zweifeln über die Legitimation des 
Erklärenden, bleiben unberührt.

§ 2 Vertragsschluss

(1) Unsere Angebote sind freibleibend und unverbindlich, sofern sie nicht ausdrücklich als verbindlich bezeichnet 
sind. Dies gilt auch, wenn wir dem Besteller Kataloge, technische Dokumentationen (z. B. Zeichnungen, Pläne, 
Berechnungen, Kalkulationen) oder sonstige Produktbeschreibungen und Unterlagen überlassen haben.

(2) Die Bestellung des Bestellers gilt als verbindliches Vertragsangebot. Sofern sich aus der Bestellung nichts 
anderes ergibt, sind wir berechtigt, dieses Angebot innerhalb von 14 Kalendertagen nach seinem Zugang 
anzunehmen.

(3) Die Annahme erfolgt durch unsere Auftragsbestätigung in Textform oder durch Ausführung der Lieferung. Für 
den Inhalt des Vertrages ist unsere Auftragsbestätigung maßgebend.

(4) Mündliche Erklärungen unserer Mitarbeiter werden erst durch unsere Bestätigung in Textform verbindlich.

(5) Haben wir ein kongruentes Deckungsgeschäft abgeschlossen und werden wir von unserem Vorlieferanten 
ohne eigenes Verschulden nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig beliefert, sind wir berechtigt, vom Vertrag 
zurückzutreten (Selbstbelieferungsvorbehalt). In diesem Fall werden wir den Besteller unverzüglich über die 
Nichtverfügbarkeit informieren und bereits erbrachte Gegenleistungen unverzüglich erstatten. Ansprüche des 
Bestellers auf Schadensersatz bestehen in diesem Fall nur nach Maßgabe von § 10.

§ 3 Beschaffenheit, Zeugnisse, Toleranzen, Beistellungen

(1) Für  die  Beschaffenheit  der  Ware  sind  ausschließlich  die  in  unserer  Auftragsbestätigung  sowie  in  den 
vereinbarten Spezifikationen, Zeichnungen und Normen (z. B. DIN/EN) enthaltenen Angaben maßgebend. 
Öffentliche  Äußerungen,  Anpreisungen oder  Werbung Dritter  stellen  keine  Beschaffenheitsangaben dar. 
Garantien übernehmen wir nur, wenn sie ausdrücklich als solche bezeichnet sind.

(2) Werkstoff-,  Abnahme-  und  sonstige  Prüfzeugnisse  (z.  B.  nach  DIN  EN  10204)  werden  nur  aufgrund 
ausdrücklicher Vereinbarung und, soweit nicht anders vereinbart, gegen gesonderte Berechnung geliefert.

(3) Handelsübliche  bzw.  nach  den  einschlägigen  Normen  zulässige  Abweichungen  in  Maßen,  Gewichten, 
Werkstoffzusammensetzung und Ausführung stellen keinen Mangel dar. Bei Sonder- und Einzelanfertigungen 
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sind  fertigungsbedingte  Mehr-  oder  Minderlieferungen  von  bis  zu  10  % der  bestellten  Menge zulässig; 
berechnet wird die tatsächlich gelieferte Menge.

(4) Werden uns vom Besteller Materialien oder sonstige Gegenstände beigestellt, sind wir nicht verpflichtet, diese 
auf verdeckte Mängel zu untersuchen. Auf Mängel, die bei ordnungsgemäßer Eingangskontrolle offensichtlich 
sind, werden wir hinweisen. Für Mängel unserer Leistung, die auf Fehlern des beigestellten Materials beruhen, 
haften wir nicht, es sei denn, wir hätten den Fehler bei zumutbarer Prüfung erkennen müssen.

§ 4 Preise

(1) Es gelten die in unserer Auftragsbestätigung genannten Preise. Sofern nichts anderes vereinbart ist, verstehen 
sich unsere Preise in Euro ab Werk bzw. Lager Schwelm (EXW, Incoterms 2020), ausschließlich Verpackung, 
Fracht, Zoll und Versicherung, zuzüglich der jeweils gültigen gesetzlichen Umsatzsteuer.

(2) Verpackungs-, Fracht- und sonstige Versandkosten werden gesondert berechnet und ausgewiesen.

(3) Liegen zwischen Vertragsschluss und vereinbartem bzw. tatsächlichem Liefertermin mehr als vier Monate, 
ohne  dass  wir  die  Verzögerung  zu  vertreten  haben,  sind  wir  berechtigt,  den  Preis  entsprechend 
zwischenzeitlich eingetretener Veränderungen unserer Kosten für Material (insbesondere Stahl und sonstiges 
Vormaterial), Energie, Fracht und Löhne angemessen anzupassen. Kostensenkungen geben wir in gleichem 
Umfang weiter. Erhöht sich der Preis hierdurch um mehr als 5 %, ist der Besteller berechtigt, hinsichtlich der 
noch  nicht  gelieferten  Mengen vom Vertrag  zurückzutreten.  Bei  Abrufaufträgen  gilt  Entsprechendes  für 
Mengen, die später als vier Monate nach Vertragsschluss abgerufen werden.

(4) Nachträgliche Änderungen der Ausführung, zusätzliche Arbeitsgänge oder sonstige Mehrleistungen, die auf 
Veranlassung des Bestellers erfolgen, werden gesondert berechnet.

§ 5 Zahlung, Zahlungsverzug, Aufrechnung

(1) Sofern  in  der  Auftragsbestätigung  oder  der  Rechnung  nichts  anderes  angegeben  ist,  ist  der  Kaufpreis 
innerhalb von 30 Tagen ab Rechnungsdatum und Lieferung ohne Abzug zur Zahlung fällig. Skonto wird nur  
aufgrund  gesonderter  Vereinbarung  gewährt;  ein  Skontoabzug  ist  ausgeschlossen,  soweit  ältere  fällige 
Rechnungen noch nicht ausgeglichen sind.

(2) Mit Ablauf der Zahlungsfrist kommt der Besteller ohne weitere Mahnung in Verzug. Im Verzugsfall sind wir 
berechtigt, Verzugszinsen in gesetzlicher Höhe (derzeit neun Prozentpunkte über dem Basiszinssatz, § 288 
Abs. 2 BGB) sowie die gesetzliche Verzugspauschale von 40 Euro (§ 288 Abs. 5 BGB) zu verlangen. Die 
Geltendmachung eines weitergehenden Verzugsschadens bleibt vorbehalten.

(3) Schecks  und  Wechsel  werden  nur  aufgrund  gesonderter  Vereinbarung  und  lediglich  erfüllungshalber 
angenommen; sämtliche damit verbundenen Kosten und Spesen trägt der Besteller. Als Zahlung gilt erst die 
vorbehaltlose Einlösung.

(4) Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte stehen dem Besteller nur zu, soweit  seine Gegenansprüche 
rechtskräftig festgestellt, unbestritten oder von uns anerkannt sind. Bei Mängeln der Lieferung bleiben die 
Gegenrechte des Bestellers, insbesondere das Zurückbehaltungsrecht nach § 9 Abs. 5 Satz 2, unberührt.

(5) Wird nach Vertragsschluss erkennbar (z. B. durch einen Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens), 
dass unser Anspruch auf den Kaufpreis durch mangelnde Leistungsfähigkeit des Bestellers gefährdet wird, 
sind  wir  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  zur  Leistungsverweigerung  und  –  gegebenenfalls  nach 
Fristsetzung  –  zum Rücktritt  vom Vertrag  berechtigt  (§  321  BGB).  Bei  Verträgen  über  die  Herstellung 
unvertretbarer  Sachen  (Einzelanfertigungen)  können  wir  den  Rücktritt  sofort  erklären;  die  gesetzlichen 
Regelungen über die Entbehrlichkeit der Fristsetzung bleiben unberührt.

(6) Bei Lieferungen in das Ausland hat uns der Besteller rechtzeitig vor der Lieferung seine Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer  mitzuteilen  und  an  den  für  die  Steuerbefreiung  erforderlichen  Nachweisen  (z.  B. 
Gelangensbestätigung) mitzuwirken. Andernfalls sind wir berechtigt, die gesetzliche Umsatzsteuer zusätzlich 
zu berechnen.

§ 6 Lieferung, Lieferzeit, Lieferverzug, höhere Gewalt

(1) Lieferfristen und Liefertermine sind nur verbindlich, wenn wir sie ausdrücklich in Textform als verbindlich 
bestätigt haben; im Übrigen handelt es sich um annähernde Angaben. Die gesetzlichen Rechte des Bestellers 
bei Lieferverzug nach Maßgabe dieses § 6 bleiben unberührt.

(2) Lieferfristen  beginnen  mit  dem Zugang  unserer  Auftragsbestätigung,  jedoch  nicht  vor  der  vollständigen 
Klärung aller technischen und kaufmännischen Einzelheiten der Bestellung, der Beibringung der vom Besteller 
zu  beschaffenden  Unterlagen,  Zeichnungen,  Genehmigungen  und  Freigaben,  der  vertragsgemäßen 
Bereitstellung etwaiger Beistellungen sowie nicht vor Eingang einer vereinbarten Anzahlung.
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(3) Wir sind zu Teillieferungen berechtigt, soweit die Teillieferung für den Besteller im Rahmen des vertraglichen 
Bestimmungszwecks verwendbar ist, die Lieferung der restlichen Ware sichergestellt ist und dem Besteller 
hierdurch kein erheblicher Mehraufwand und keine erheblichen zusätzlichen Kosten entstehen.

(4) Der Eintritt unseres Lieferverzugs bestimmt sich nach den gesetzlichen Vorschriften; in jedem Fall ist eine 
Mahnung des Bestellers erforderlich.

(5) Befinden wir uns mit einer Lieferung in Verzug, ist unsere Haftung auf Ersatz des Verzugsschadens bei 
einfacher  Fahrlässigkeit  auf  0,5  %  des  Nettopreises  der  verspätet  gelieferten  Ware  je  vollendete 
Kalenderwoche des Verzugs, insgesamt jedoch höchstens auf 5 % dieses Wertes, begrenzt. Unsere Haftung 
nach § 10, die gesetzlichen Rechte des Bestellers bei Ausschluss der Leistungspflicht sowie sein Recht, nach 
erfolglosem Ablauf einer angemessenen Nachfrist vom Vertrag zurückzutreten und Schadensersatz statt der 
Leistung zu verlangen, bleiben unberührt.

(6) Höhere Gewalt und sonstige bei Vertragsschluss nicht vorhersehbare, von uns nicht zu vertretende Ereignisse 
(z.  B.  Krieg,  Terror,  Naturkatastrophen,  Pandemien,  Betriebs-  und  Transportstörungen,  Streik  und 
Aussperrung,  behördliche  Maßnahmen,  Embargos  und  Sanktionen,  Energie-  oder  Rohstoffmangel, 
Cyberangriffe  sowie  die  nicht  richtige  oder  nicht  rechtzeitige  Selbstbelieferung  trotz  kongruenten 
Deckungsgeschäfts) befreien uns für die Dauer der Störung und im Umfang ihrer Auswirkungen von der Liefer- 
und  Leistungspflicht;  Liefer-  und  Leistungsfristen  verlängern  sich  entsprechend  zuzüglich  einer 
angemessenen Anlauffrist. Wir werden den Besteller über den Eintritt und das voraussichtliche Ende der 
Störung unverzüglich informieren.  Dauert  die Störung länger als drei  Monate an oder wird die Leistung 
endgültig unmöglich, sind beide Parteien berechtigt, hinsichtlich der betroffenen Liefermengen vom Vertrag 
zurückzutreten; bereits erbrachte Gegenleistungen werden unverzüglich erstattet.

(7) Kommt der Besteller in Annahmeverzug oder verletzt er schuldhaft sonstige Mitwirkungspflichten, sind wir 
berechtigt,  Ersatz des hieraus entstehenden Schadens einschließlich etwaiger Mehraufwendungen (z. B. 
Lager- und Bereitstellungskosten) zu verlangen. Für die Lagerung berechnen wir eine Pauschale von 0,5 % 
des Nettorechnungsbetrages der betroffenen Ware je angefangene Kalenderwoche, insgesamt höchstens 5 
%. Der Nachweis eines höheren Schadens bleibt uns, der Nachweis, dass kein oder ein wesentlich geringerer 
Schaden entstanden ist, dem Besteller unbenommen. Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen 
Verschlechterung geht mit Eintritt des Annahmeverzugs auf den Besteller über.

§ 7 Versand, Gefahrübergang, Verpackung

(1) Die Lieferung erfolgt, sofern nichts anderes vereinbart ist, ab Werk bzw. Lager Schwelm; dort liegt auch der  
Erfüllungsort für die Lieferung und eine etwaige Nacherfüllung.

(2) Versandart,  Versandweg  und  Transportperson  wählen  wir  mangels  abweichender  Vereinbarung  nach 
pflichtgemäßem Ermessen aus, ohne Verpflichtung zur Wahl der günstigsten Möglichkeit.

(3) Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung geht spätestens mit der Übergabe 
der Ware an den Spediteur, den Frachtführer oder die sonst zur Ausführung der Versendung bestimmte 
Person auf den Besteller über; bei vereinbarter Abholung mit der Bereitstellung der Ware und der Meldung der 
Versandbereitschaft. Verzögert sich der Versand aus Gründen, die der Besteller zu vertreten hat, geht die 
Gefahr mit der Mitteilung der Versandbereitschaft auf den Besteller über.

(4) Eine Transportversicherung schließen wir nur auf ausdrücklichen Wunsch und auf Kosten des Bestellers ab.

(5) Äußerlich erkennbare Transportschäden hat der Besteller bei der Anlieferung unverzüglich gegenüber dem 
Transporteur zu reklamieren und dokumentieren zu lassen; seine Obliegenheiten nach § 9 Abs. 2 bleiben 
unberührt.

(6) Transport- und sonstige Verpackungen nehmen wir nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen zurück; im 
Übrigen entsorgt der Besteller die Verpackung auf eigene Kosten.

§ 8 Eigentumsvorbehalt

(1) Wir behalten uns das Eigentum an der gelieferten Ware (Vorbehaltsware) bis zur vollständigen Bezahlung 
sämtlicher gegenwärtiger und künftiger Forderungen aus der Geschäftsverbindung mit dem Besteller vor.

(2) Eine Verarbeitung oder Umbildung der Vorbehaltsware durch den Besteller erfolgt stets für uns als Hersteller 
im Sinne von § 950 BGB, ohne dass uns hieraus Verpflichtungen entstehen. Wird die Vorbehaltsware mit 
anderen, uns nicht gehörenden Sachen verarbeitet,  verbunden oder untrennbar vermischt,  erwerben wir 
Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des Rechnungswertes der Vorbehaltsware zum Wert der 
anderen Sachen im Zeitpunkt der Verarbeitung, Verbindung oder Vermischung. Für die neue Sache gilt im 
Übrigen dasselbe wie für die Vorbehaltsware.

(3) Der Besteller ist  berechtigt,  die Vorbehaltsware im ordnungsgemäßen Geschäftsgang weiterzuveräußern 
und/oder zu verarbeiten. Die aus der Weiterveräußerung entstehenden Forderungen gegen seine Abnehmer 
tritt er bereits jetzt in Höhe unseres Rechnungswertes (bei Miteigentum: anteilig) sicherungshalber an uns ab; 
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wir nehmen die Abtretung an. Der Besteller bleibt neben uns zur Einziehung der Forderungen ermächtigt. Wir 
verpflichten uns, die Forderungen nicht einzuziehen, solange der Besteller seinen Zahlungspflichten uns 
gegenüber nachkommt, kein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über sein Vermögen gestellt ist  
und kein sonstiger Mangel seiner Leistungsfähigkeit vorliegt. Andernfalls können wir verlangen, dass der 
Besteller uns die abgetretenen Forderungen und deren Schuldner bekannt gibt, alle zum Einzug erforderlichen 
Angaben macht, die dazugehörigen Unterlagen aushändigt und den Schuldnern die Abtretung anzeigt; in 
diesem Fall sind wir zudem berechtigt, die Einziehungsermächtigung des Bestellers zu widerrufen.

(4) Die Verpfändung und die Sicherungsübereignung der Vorbehaltsware sind unzulässig. Bei Pfändungen oder 
sonstigen Eingriffen Dritter hat uns der Besteller unverzüglich in Textform zu benachrichtigen und alle für eine 
Intervention (§ 771 ZPO) erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Die Kosten einer berechtigten Intervention trägt 
der Besteller, soweit sie nicht von dem Dritten erlangt werden können.

(5) Bei vertragswidrigem Verhalten des Bestellers, insbesondere bei Zahlungsverzug, sind wir berechtigt, nach 
den  gesetzlichen  Vorschriften  vom  Vertrag  zurückzutreten  und  die  Vorbehaltsware  aufgrund  des 
Eigentumsvorbehalts herauszuverlangen.

(6) Übersteigt der realisierbare Wert der uns zustehenden Sicherheiten unsere gesicherten Forderungen um mehr 
als 10 %, geben wir auf Verlangen des Bestellers Sicherheiten nach unserer Wahl frei.

§ 9 Mängelansprüche des Bestellers

(1) Für die Rechte des Bestellers bei Sach- und Rechtsmängeln gelten die gesetzlichen Vorschriften, soweit 
nachfolgend nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die  Mängelansprüche  des  Bestellers  setzen  voraus,  dass  er  seinen  gesetzlichen  Untersuchungs-  und 
Rügeobliegenheiten (§ 377 HGB) nachgekommen ist. Offensichtliche Mängel, Falsch- und Minderlieferungen 
sind uns unverzüglich, spätestens innerhalb von sieben Kalendertagen nach Ablieferung, verdeckte Mängel 
unverzüglich, spätestens innerhalb von sieben Kalendertagen nach ihrer Entdeckung, in Textform anzuzeigen. 
Versäumt der Besteller die ordnungsgemäße Untersuchung und/oder Mängelanzeige, ist unsere Haftung für 
den nicht, nicht rechtzeitig oder nicht ordnungsgemäß angezeigten Mangel nach den gesetzlichen Vorschriften 
ausgeschlossen.

(3) Ware,  deren Mangelhaftigkeit  der  Besteller  erkannt  hat  oder hätte erkennen müssen,  darf  ohne unsere 
vorherige Zustimmung nicht eingebaut, weiterverarbeitet oder weiterveräußert werden.

(4) Ist die gelieferte Ware mangelhaft, leisten wir nach unserer innerhalb angemessener Frist zu treffenden Wahl 
Nacherfüllung durch Beseitigung des Mangels (Nachbesserung) oder durch Lieferung einer mangelfreien 
Sache  (Ersatzlieferung).  Unser  Recht,  die  Nacherfüllung  unter  den  gesetzlichen  Voraussetzungen  zu 
verweigern, bleibt unberührt.

(5) Wir sind berechtigt, die geschuldete Nacherfüllung davon abhängig zu machen, dass der Besteller den fälligen 
Kaufpreis bezahlt. Der Besteller ist jedoch berechtigt, einen im Verhältnis zum Mangel angemessenen Teil des 
Kaufpreises zurückzubehalten.

(6) Der Besteller  hat  uns die zur  geschuldeten Nacherfüllung erforderliche Zeit  und Gelegenheit  zu geben, 
insbesondere die  beanstandete  Ware zu Prüfungszwecken zu übergeben oder  auf  unser  Verlangen im 
Anlieferungszustand an uns zurückzusenden. Die zum Zwecke der Prüfung und Nacherfüllung erforderlichen 
Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten, tragen wir nach Maßgabe der 
gesetzlichen Vorschriften, wenn tatsächlich ein Mangel vorliegt. Stellt sich ein Mangelbeseitigungsverlangen 
des Bestellers als unberechtigt heraus und hat der Besteller dies erkannt oder fahrlässig nicht erkannt, können 
wir Ersatz der uns hieraus entstandenen Kosten verlangen.

(7) Schlägt die Nacherfüllung fehl oder ist eine für die Nacherfüllung vom Besteller zu setzende angemessene 
Frist erfolglos abgelaufen oder nach den gesetzlichen Vorschriften entbehrlich, kann der Besteller vom Vertrag 
zurücktreten  oder  den  Kaufpreis  mindern.  Bei  einem  unerheblichen  Mangel  besteht  jedoch  kein 
Rücktrittsrecht.

(8) Mängelansprüche  bestehen  nicht  bei  natürlicher  Abnutzung  sowie  bei  Schäden,  die  nach  dem 
Gefahrübergang infolge fehlerhafter oder nachlässiger Behandlung, ungeeigneter Lagerung, übermäßiger 
Beanspruchung, ungeeigneter Betriebsmittel oder aufgrund besonderer äußerer Einflüsse entstehen, die nach 
dem  Vertrag  nicht  vorausgesetzt  sind,  oder  soweit  der  Mangel  auf  unsachgemäß  vorgenommenen 
Änderungen oder Instandsetzungsarbeiten des Bestellers oder Dritter beruht. Die Regelungen in § 3 Abs. 3 
(Toleranzen) und § 3 Abs. 4 (Beistellungen) bleiben unberührt.

(9) Ansprüche des Bestellers auf Schadensersatz oder Ersatz vergeblicher Aufwendungen bestehen auch bei 
Mängeln nur nach Maßgabe von § 10 und sind im Übrigen ausgeschlossen.

(10) Rücksendungen  bedürfen  unserer  vorherigen  Zustimmung  in  Textform;  ordnungsgemäß  gelieferte, 
mangelfreie Ware wird nicht zurückgenommen.
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(11) Die Ansprüche des Bestellers aus Lieferantenregress (§§ 445a, 445b BGB) bleiben unberührt; sie bestehen 
jedoch nur insoweit, als der Besteller mit seinem Abnehmer keine über die gesetzlichen Mängelansprüche 
hinausgehenden Vereinbarungen getroffen hat.

§ 10 Haftung

(1) Auf Schadensersatz haften wir – gleich aus welchem Rechtsgrund – im Rahmen der Verschuldenshaftung 
unbeschränkt bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit.

(2) Bei  einfacher  Fahrlässigkeit  haften  wir,  vorbehaltlich  gesetzlicher  Haftungsbeschränkungen,  nur  a)  für 
Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit und b) für Schäden aus der 
Verletzung  einer  wesentlichen  Vertragspflicht,  d.  h.  einer  Pflicht,  deren  Erfüllung  die  ordnungsgemäße 
Durchführung  des  Vertrages  überhaupt  erst  ermöglicht  und  auf  deren  Einhaltung  der  Vertragspartner 
regelmäßig  vertraut  und  vertrauen  darf;  in  diesem Fall  ist  unsere  Haftung  jedoch  auf  den  Ersatz  des 
vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schadens begrenzt.

(3) Die  sich  aus  Abs.  2  ergebenden  Haftungsbeschränkungen  gelten  auch  bei  Pflichtverletzungen  durch 
Personen, deren Verschulden wir nach den gesetzlichen Vorschriften zu vertreten haben, sowie zugunsten 
unserer Organe, gesetzlichen Vertreter, Angestellten und sonstigen Erfüllungsgehilfen. Sie gelten nicht, soweit 
wir einen Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit der Ware übernommen 
haben, sowie für Ansprüche des Bestellers nach dem Produkthaftungsgesetz.

(4) Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem Mangel besteht, kann der Besteller nur zurücktreten oder 
kündigen,  wenn wir  die  Pflichtverletzung zu vertreten haben.  Ein freies Kündigungsrecht  des Bestellers 
(insbesondere  gemäß  §§  650,  648  BGB)  wird  ausgeschlossen.  Im  Übrigen  gelten  die  gesetzlichen 
Voraussetzungen und Rechtsfolgen.

§ 11 Verjährung

(1) Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allgemeine Verjährungsfrist für Ansprüche aus Sach- und 
Rechtsmängeln ein Jahr ab Ablieferung.

(2) Unberührt bleiben die gesetzlichen Verjährungsfristen a) für Ansprüche wegen einer Sache, die entsprechend 
ihrer  üblichen  Verwendungsweise  für  ein  Bauwerk  verwendet  worden  ist  und  dessen  Mangelhaftigkeit 
verursacht hat (§ 438 Abs. 1 Nr. 2 BGB), b) bei einem dinglichen Herausgabeanspruch eines Dritten (§ 438  
Abs.  1 Nr.  1 BGB),  c)  bei  Arglist,  d)  für  Ansprüche aus Lieferantenregress (§ 445b BGB) sowie e)  für  
Schadensersatzansprüche  des  Bestellers  nach  §  10  Abs.  1  und  Abs.  2  Buchst.  a)  sowie  nach  dem 
Produkthaftungsgesetz.

§ 12 Unterlagen, Geheimhaltung, Schutzrechte

(1) An allen von uns überlassenen Unterlagen, Zeichnungen, Kalkulationen, Mustern und Modellen behalten wir 
uns sämtliche Eigentums-, Urheber- und sonstigen Schutzrechte vor. Sie dürfen Dritten ohne unsere vorherige 
Zustimmung  in  Textform  nicht  zugänglich  gemacht  werden  und  sind  uns  auf  Verlangen  unverzüglich 
zurückzugeben, wenn ein Vertrag nicht zustande kommt.

(2) Die Vertragspartner verpflichten sich, alle nicht offenkundigen kaufmännischen und technischen Einzelheiten, 
die ihnen durch die Geschäftsbeziehung bekannt werden, als Geschäftsgeheimnis vertraulich zu behandeln.

(3) Fertigen wir nach Zeichnungen, Spezifikationen, Mustern oder sonstigen Vorgaben des Bestellers, steht der 
Besteller dafür ein, dass hierdurch Schutzrechte Dritter nicht verletzt werden. Er stellt uns von sämtlichen 
Ansprüchen Dritter aus einer solchen Schutzrechtsverletzung sowie den damit verbundenen erforderlichen 
Kosten der Rechtsverteidigung frei, es sei denn, er hat die Schutzrechtsverletzung nicht zu vertreten.

§ 13 Exportkontrolle

(1) Unsere Lieferungen und Leistungen stehen unter dem Vorbehalt,  dass ihrer Erfüllung keine Hindernisse 
aufgrund nationaler, europäischer oder internationaler Vorschriften des Außenwirtschaftsrechts, insbesondere 
Exportkontrollbestimmungen,  Embargos  oder  sonstiger  Sanktionen,  entgegenstehen.  Verzögerungen 
aufgrund von Exportprüfungen oder Genehmigungsverfahren verlängern Lieferfristen angemessen; insoweit 
liegt keine Pflichtverletzung unsererseits vor.

(2) Der  Besteller  ist  verpflichtet,  bei  der  Weitergabe  der  von  uns  gelieferten  Ware  an  Dritte  die  jeweils  
anwendbaren  Vorschriften  des  nationalen,  europäischen  und  internationalen  Außenwirtschaftsrechts 
einzuhalten und uns auf Verlangen die für Exportkontrollzwecke erforderlichen Angaben und Unterlagen (z. B. 
Endverbleibserklärungen) unverzüglich zur Verfügung zu stellen.
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§ 14 Datenschutz

(1) Wir verarbeiten personenbezogene Daten des Bestellers und seiner Mitarbeiter im Einklang mit den geltenden 
datenschutzrechtlichen  Bestimmungen,  insbesondere  der  Datenschutz-Grundverordnung  (DSGVO),  zum 
Zwecke  der  Vertragsanbahnung  und  -durchführung.  Einzelheiten  ergeben  sich  aus  unserer 
Datenschutzerklärung, abrufbar unter www.flanschen-arnold.de/datenschutz.html.

§ 15 Erfüllungsort, Gerichtsstand, anwendbares Recht

(1) Erfüllungsort  für alle Verpflichtungen aus dem Vertragsverhältnis ist,  soweit  nichts anderes bestimmt ist, 
Schwelm; für die Lieferung gilt § 7 Abs. 1.

(2) Für diese Bedingungen und die gesamte Vertragsbeziehung zwischen uns und dem Besteller gilt das Recht 
der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-Kaufrechts (CISG) und der Verweisungsnormen 
des internationalen Privatrechts.

(3) Ist der Besteller Kaufmann im Sinne des Handelsgesetzbuchs, eine juristische Person des öffentlichen Rechts 
oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen, ist ausschließlicher – auch internationaler – Gerichtsstand für 
alle sich aus dem Vertragsverhältnis unmittelbar oder mittelbar ergebenden Streitigkeiten der Sitz unserer 
Gesellschaft in Schwelm (sachlich zuständig: Amtsgericht Schwelm bzw. Landgericht Hagen). Wir sind jedoch 
berechtigt, den Besteller auch an seinem allgemeinen Gerichtsstand zu verklagen. Vorrangige gesetzliche 
Vorschriften, insbesondere über ausschließliche Zuständigkeiten, bleiben unberührt.

§ 16 Schlussbestimmungen

(1) Sollten einzelne Bestimmungen dieser Bedingungen ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden, so wird 
hierdurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Anstelle der unwirksamen Bestimmung 
gelten die gesetzlichen Vorschriften.

(2) Diese Bedingungen ersetzen mit Wirkung ab dem 9. Juli 2026 alle früheren Fassungen unserer Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen, soweit deren Geltung nicht in bestehenden Verträgen ausdrücklich vereinbart ist.
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